








 

CONSIGLIO REGIONALE DEL TRENTINO - ALTO ADIGE 

REGIONALRAT TRENTINO – SÜDTIROL 

XV. Legislaturperiode – 2018 
Trient, 16. Mai 2018    
Prot. Nr. 1214 RegRat  
vom 28. Mai 2018        

Nr. 314/XV 

 
An den  
Präsidenten des Regionalrates 
 

A N F R A G E 

Personal der Gerichtsämter, das zur Region übergegangen ist 

Mit Legislativdekret Nr. 16 vom 7. Februar 2017  wurden der Region Trentino-Südtirol – bezogen 
auf ihr Gebiet – ab 1. Jänner 2017 die Befugnisse betreffend die Verwaltungs- und 
Organisationstätigkeit zur Unterstützung der Gerichtsämter, mit Ausnahme jener betreffend das 
richterliche Personal sowie das Verwaltungspersonal in Führungsposition, übertragen.  

Zusätzlich zur Verwaltung der Liegenschaften, der Geräte und Einrichtungsgegenstände übernahm 
die Region die Verwaltungsorganisation und die dienst- und besoldungsrechtliche Führung des 
Verwaltungspersonals gemäß den im Dekret angeführten Kriterien und Grenzen. 

Die Bestimmung sieht vor, dass die Region auf der Grundlage eines vom Justizministerium 
genehmigten Tätigkeitsprotokolls für die Personalverwaltung und -führung sorgt und dass die 
Region und das Justizministerium eine gemischte Kommission errichten, welche die 
Disziplinarbefugnis in Bezug auf das bei den Gerichtsämtern Dienst leistende Verwaltungspersonal 
ausübt, und schließlich dass die Region und die Provinzen entsprechende mehrjährige 
Übereinkommen mit dem Justizminister und dem Minister für Wirtschaft und Finanzen 
abschließen, um die Leistungsstandards und -parameter für die Ausübung der delegierten 
Befugnisse unter der Bedingung unveränderter Ausgaben zu Lasten des Staatshaushaltes − 
auch zwecks Quantifizierung der Kosten − festzulegen, und zwar insbesondere in Bezug auf: 

a) die Stellenpläne des Verwaltungspersonals der Gerichtsämter im Sprengel; 
b) die quantitativen und qualitativen Funktionalitätsstandards, die in Bezug auf Dienste, 

Gerätschaften und Einrichtungsgegenstände zu gewährleisten sind; 
c) die an den als Sitz von Gerichtsämtern im Sprengel bestimmten Liegenschaften 

durchzuführenden Arbeiten. 

Dem übergegangenen Personal wird die Beibehaltung der dienstrechtlichen Stellung und der 
bezogenen Grundbesoldung gewährleistet. Hier muss jedoch festgestellt werden, dass bei der 
Einstufung in den Stellenplan der Region nicht dieselben Funktionsebenen der 
Herkunftskörperschaft beibehalten wurden, sondern eher eine Abflachung der Berufsbilder nach 
unten erfolgt ist.  
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Die Kanzleibeamten waren im Justizministerium im II. Bereich eingestuft und erhielten eine 
wirtschaftliche Besoldung, die jener der meisten Bediensteten in der Berufs- und Besoldungsebene 
F4 und F5 entsprach; mit dem Übergang an die Region wurde dieses Berufsbild vereinheitlicht, da 
die Kanzleibeamten in einem einzigen Bereich, dem II. Bereich, den Gerichtsassistenten 
gleichgestellt wurden, was in der Tat zu einer Herabstufung der Kanzleibeamten auf die unmittelbar 
darunter liegende Funktionsebene führte. Außerdem verschwand die wirtschaftliche 
Unterscheidung zwischen den Besoldungsebenen F4 und F5.  

Ein vom Justizministerium vorgesehenes Auswahlverfahren zur beruflichen Neuqualifizierung hatte 
festgelegt, dass die Kanzleibeamten die Qualifikation von leitenden Beamten im III. Bereich   
erhalten und auf eine Bewertungsrangliste gesetzt werden.  Die Zahl der Gewinner soll leider durch 
die knappen wirtschaftlichen Ressourcen des Staates sehr begrenzt sein.  

Auf jeden Fall hat die Vereinbarung zwischen der Region Trentino-Südtirol und den 
Gewerkschaften vom 1. Juni 2017 festgelegt, dass die als geeignet erklärten Kanzleibeamten, die 
am 1. Januar 2018 noch nicht im III. Bereich im Berufsbild eines leitenden Beamten eingestuft 
waren, erst auf der Grundlage der vom Justizministerium erstellten Rangliste vorrücken werden.  

Und hier vertieft sich das Rätsel, denn seit Monaten ist die Rangliste des Ministeriums blockiert 
und verzeichnet nur minimale Bewegungen aufgrund der großen Schwierigkeit, leitende Beamte 
von außen zu finden, die die für die Gerichtsämter erforderlichen beruflichen Fähigkeiten und 
Kompetenzen besitzen. 

In diesem Zusammenhang gab es im Vergleich zu den Kanzleibeamten von Bozen eine weitere 
Ungleichheit in der Behandlung der Kollegen aus Trient und Rovereto, da erstere, die als Gewinner 
hervorgegangen waren, aufgrund der vorbehaltenen Stellen im III. Bereich eingestuft wurden, was 
den sofortigen Übergang ermöglicht hat. Deswegen haben die Kanzleibeamten, die in den 
Gerichtsämtern der Region Trentino-Südtirol arbeiten, je nach Provinz, in der sie arbeiten, eine 
unterschiedliche berufliche sowie finanzielle Behandlung.  In der Tat müssen die Kanzleibeamten 
von Trient und Rovereto auf die Zeiten und Modalitäten des Justizministeriums warten, und zwar 
bis auf die Rangliste zurückgegriffen wird, was nach den finanziellen Mitteln des Staates erfolgt, 
während es in Bozen keine Kanzleibeamten mehr gibt, weil alle den Rang eines leitenden 
Justizbeamten erhalten haben.  

Um die Sache noch komplizierter zu gestalten, hat das Justizministerium beschlossen, dass ab dem 
1. Januar 2018 die Mitarbeiter, die dem gesamtstaatlichen Stellenplan angehören, vom Stellenplan 
der Gerichtskanzleien und Gerichtssekretariate gestrichen werden, da sie in den Stellenplan der 
Region eingestuft wurden. Doch die als geeignet erklärten Kanzleibeamten des Trentino sind nach 
wie vor in der Bewertungsrangliste des Staates eingetragen, die das gesamte Gerichtspersonal auf 
Staatsebene umfasst, obwohl sie in jeder Hinsicht nicht mehr staatlich sind und sich für den 
Übergang in den Stellenplan der Region entschieden haben.  

Neben dieser ernsten Situation leiden die Gerichtsämter von Trentino-Südtirol nach wie vor unter 
einem gravierenden Personalmangel, der die Effizienz des gesamten Systems beeinträchtigt: Der 
Präsident der Region Arno Kompatscher hat berichtet, dass es einen Personalmangel gibt, der über 
dem gesamtstaatlichen Durchschnitt liegt. "Wenn der Durchschnitt der besetzten Stellen in Italien 
bei 70% der vorgesehenen Verwaltungsstellen liegt, sind wir in Trentino-Südtirol bei 55%". 
Tatsächlich waren im Oktober 2017 nur 390 Mitarbeiter statt dem geplanten Plansoll von 644 
Personen (Richter abgesehen) im Dienst.  

Angesichts dieses gravierenden Personalmangels hat die Region beschlossen, 10 Bedienstete mit 
befristetem Arbeitsverhältnis und/oder im Überstellungsverhältnis einzustellen und dabei auf die 
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externen Ranglisten von anderen Körperschaften zurückzugreifen. Leider besitzen diese kein 
spezifisches Fachwissen im Justizbereich und andere berufliche Fähigkeiten. Das ist bedauerlich, 
denn es gibt eine spezifische Bewertungsrangliste, die nach wie vor gültig ist, während das Personal 
der Gerichtsämter ständig gezwungen ist, Personen auszubilden, die keinerlei gerichtsspezifische 
Sachkenntnis haben. Darüber hinaus wirken sich allfällige Neueinstellungen durch das Ministerium 
nicht auf das Personal der Trentiner Gerichtsämter aus, da diese nun der Region unterstehen. 

Die Region hatte bereits 25 Personen an die Gerichtsämter abgestellt und ihnen den Auftrag bis 
zum 31. Dezember 2018 bestätigt; die Regionalregierung hat dann die Einstellung von weiteren 50 
Personen ohne Wettbewerb genehmigt, jedoch aufgrund von Ranglisten der Geeigneten aller 
anderen Wettbewerbe für die erforderlichen Berufsbilder, die vom Regionalrat, den 
Handelskammern, der Provinz Bozen und Trient mit ihren Landtagen, den Gemeinden durchgeführt 
wurden.  Bei diesen Einstellungen handelte es sich um befristete Verträge beim Oberlandesgericht 
Trient und der Sektion Bozen, beim Jugendgericht Trient und Bozen, dem Landesgericht von 
Rovereto, Trient und Bozen, dem Überwachungsgericht von Bozen, der Generalstaatsanwaltschaft 
von Trient, der Staatsanwaltschaft für Minderjährige von Trient, der Staatsanwaltschaft von Trient, 
Rovereto und Bozen.  

Diese Maßnahmen der Regionalregierung wurden jedoch ergriffen, um die Gerichtsämter in 
Erwartung des Übereinkommens zwischen der Region und den Ministerien über die Festlegung der 
Leistungsstandards und -parameter für die Ausübung der delegierten Befugnisse sowie die 
Festlegung der Stellenpläne zu unterstützen.  

Seit Anfang 2018 wurden des Öfteren mangelnde Leistungen vonseiten der Kanzleiämter aufgrund 
von Personalengpässen, auch aufgrund der eingeführten Verkürzung der Öffnungszeiten des 
Kanzleiamtes in der Via Aconcio, gerade wegen Personalmangels, verzeichnet.  

In der Tat sollen sich von den besagten 50 neuen Bediensteten nur sehr wenige für einen befristeten 
Vertrag bei der Region (ein Jahr) entschieden haben; wenn man bedenkt, dass diese ausgebildet und 
dann am Ende des Jahres entlassen werden, so ist dies eine große Anstrengung für ein kleines, nicht 
mal dauerhaftes Ergebnis. 

Schließlich scheint die Region  angesichts der schwierigen Situation, in der sich die Arbeitnehmer 
befinden, die Gewerkschaftsvertreter nicht gebührend berücksichtigt zu haben, die sich offenbar 
mehrmals schriftlich an die Regionalregierung gewandt haben, ohne aber eine Antwort zu erhalten.  

Obwohl es klar ist, dass bis dato jegliche Entscheidung über die endgültige Festlegung des Plansolls 
der Gerichtsämter und anschließende Aufstockung der Zahl der Mitarbeiter mit unbefristetem 
Arbeitsverhältnis nach dem Abschluss der Übereinkommen mit den Ministerien getroffen werden 
muss, ist es nicht tragbar, dass ein so wichtiger Bereich wie jener des Gerichtswesens, der 
Gegenstand von Vereinbarungen ist, die Ende 2013 getroffen und von der Region nachdrücklich 
unterstützt wurden, so vernachlässigt wird, mit schwerwiegenden Folgen für die Bürger, die an das 
Justizsystem glauben.  

All dies vorausgeschickt,  

erlaubt sich der unterfertigte Regionalratsabgeordnete 

den Präsidenten der Region zu befragen, um Folgendes in Erfahrung zu bringen: 

1. Wurde das Tätigkeitsprotokoll für die Personalverwaltung und -führung gemäß dem 
genannten Artikel 1 Absatz 5 erstellt und vom Justizministerium, so wie vorgesehen, 
genehmigt? 
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2. Wurde die gemischte Kommission von der Region und dem Ministerium eingesetzt, der die 
Disziplinarbefugnis über das bei den Gerichtsämtern Dienst leistende Verwaltungspersonal 
übertragen werden soll?  

3. Wurden mehrjährige Übereinkommen mit dem Justizminister und dem Minister für 
Wirtschaft und Finanzen abgeschlossen, um die Standards und Maßnahmen für die 
Ausübung der delegierten Aufgaben festzulegen? 

4. Warum wurden durch den Übergang an die Region Trentino-Südtirol die Kanzleibeamten 
und Gerichtsassistenten in einem einzigen Bereich, dem II. Bereich, aufgenommen, was 
faktisch zur Abstufung der Kanzleibeamten auf die unmittelbar niedrigere Funktionsebene 
geführt hat und warum ist die wirtschaftliche Unterscheidung zwischen den 
Besoldungsebenen F4 und F5 verschwunden? 

5. Welche Grundlinien sah die Vereinbarung zwischen der Region Trentino-Südtirol und den 
Gewerkschaftsorganisationen vom 1. Juni 2017 vor, in der festgelegt wurde, dass die als 
geeignet erklärten Kanzleibeamten, die zum 1. Januar 2018 noch nicht in den III. Bereich im 
Berufsbild eines leitenden Beamten eingestuft waren, nur aufgrund der Rangliste des 
Justizministeriums übergehen dürfen? Warum wird nicht berücksichtigt, dass die Rangliste 
des Ministeriums seit Monaten blockiert ist?       

6. Warum wurden die in den Justizämtern von Trient und Rovereto Dienst leistenden 
Kanzleibeamten im Vergleich zu ihren Kollegen in Bozen ungleich behandelt, da letztere, 
die als Gewinner hervorgegangen sind, im III. Bereich eingestuft worden sind und die 
Trentiner nicht? 

7. Aus welchem Grund sind die als geeignet erklärten Kanzleibeamten des Trentino noch in 
der gesamtstaatlichen Bewertungsrangliste, die das gesamte nationale Justizpersonal 
umfasst, obwohl sie in jeder Hinsicht nicht mehr Staatsangestellte sind, da sie sich 
entschieden haben, in den Stellenplan der Region überzugehen? 

8. Zu welchem Ergebnis hat die Umsetzung des Beschlusses der Regionalregierung Nr. 
232/2017 geführt? 

9. Wie viele Mitarbeiter waren nach dem Beschluss der Regionalregierung Nr. 232/2017 
tatsächlich im Justizbereich beschäftigt und mit welchen Verträgen? 

10. Wie sieht die aktuelle Situation des regionalen Justizpersonals  aus (wie viele sind 
eingestellt, mit welchen Verträgen und auf welcher Ebene)?   

11. Welche Beziehungen unterhält die Region zu den Gewerkschaftsvertretern und welchen 

Schriftverkehr gab es, um die schwerwiegenden Probleme dieser Kategorie zu lösen? 

Im Sinne der Geschäftsordnung wird um eine schriftliche Antwort ersucht. 

 

Gez.: DIE REGIONALRATSABGEORDNETEN 

Alessandro Savoi  

Giacomo Bezzi 


